
Nummer 74 MEINUNG · POLITIK Mittwoch, 29. März 2023

Berlin. Etwa 24 000 Men-
schen, die als Kinder oder Ju-
gendliche in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe oder in einer 
Psychiatrie Gewalt und Miss-
brauch erfahren haben, haben 
in den vergangenen Jahren fi-
nanzielle und weitere Hilfen 
erhalten. Die von Bund, Län-
dern und Kirchen Anfang 2017 
errichtete Stiftung Anerken-
nung und Hilfe beendete nun 
ihre Arbeit, wie das Bundesso-
zialministerium mitteilte. Ins-
gesamt wurden demnach 245 
Millionen Euro ausgezahlt. Es 
geht um Leid und Unrecht, das 
Kinder und Jugendliche von 
1949 bis 1975 in der BRD bezie-
hungsweise 1949 bis 1990 in 
der DDR in stationären Ein-
richtungen der Behinderten-
hilfe oder Psychiatrie erlitten 
haben. Die Betroffenen leiden 
bis heute an den Folgen. dpa

Hilfen für 
Opfer aus 
Einrichtungen
Eine Stiftung hat 
Geschädigten insgesamt 
rund 245 Millionen Euro 
gezahlt.

Benjamin Netanjahu hat sich 
verkalkuliert. Der gewiefte 
Führer der Rechtskoalition in 
Israel dachte, er käme mit sei-
ner Justizreform ungeschoren 
davon. Nun dämmert „Bibi“ –  
so sein Spitzname, dass er da-
mit nicht nur den inneren Frie-
den gefährdet hat, sondern 
auch die nationale Sicherheit 
und die Freundschaft zu Ame-
rika.

Während Iran der Atom-
bombe immer näher kommt 
und sich mit dem Erzfeind 
Saudi-Arabien verständigt, 
verärgert Netanjahu nicht nur 
sein eigenes Militär sondern 
riskiert auch den Rückhalt sei-
ner Schutzmacht. Dass sich ein 
US-Präsident öffentlich zu den 
inneren Angelegenheiten eines 
Verbündeten äußert, ist ohne 
Beispiel –  und lässt in jedem 
Fall aufhorchen.

In ungewohnter Deutlich-
keit warnt Joe Biden den Führer 
der rechts-religiösen Koalition 
davor, die Reputation Israels 
als einzige Demokratie des Na-

Russland und China auf die Be-
hauptung demokratischer Nor-
men setzt.

In diesem Kontext wäre ein 
Auftritt des 73-jährigen Netan-
jahu auf dem Demokratie-Gip-
fel in Washington an diesem 
Mittwoch angesichts von Mas-
senprotesten und General-
streik daheim in Israel gerade-
wegs absurd gewesen. Auch das 
mag ein Grund gewesen sein, 
warum „Bibi“ vorläufig den 
Pausenknopf für seine heftig 
umstrittene Justizreform ge-
drückt hat.

Das Weiße Haus sollte den 
Druck aufrechterhalten, dass 
Netanjahu nun auch auf die  Vi-
deobotschaft verzichtet. Solan-
ge er den Angriff auf die Unab-
hängigkeit der Justiz in Israel 
nicht ein für alle Mal abbläst, 
sollte er sich und anderen seine 
feierlichen Worte auf dem De-
mokratie-Gipfel ersparen. Sie 
wären ein Schlag ins Gesicht 
der Millionen Israelis, die für 
den Fortbestand ihres Rechts-
staats streiten.

hen Ostens nicht aufs Spiel zu 
setzen. Der US-Präsident erin-
nert zu Recht daran, dass die 
Nähe zwischen beiden Ländern 
auf der Verteidigung gemeinsa-
mer Normen beruht. 

Wobei der US-Präsident 
sauber zwischen der Kritik an 
den geplanten Reformen und 
den Garantien für die Sicher-
heit des Landes trennt. Der Is-
rael-Freund Biden würde ange-
sichts der tödlichen Bedrohung 
durch den Iran niemals von der 

Seite des traditionellen Ver-
bündeten weichen. Die USA 
hatten das gerade erst mit 
einem gemeinsamen Militär-
manöver demonstriert.

Viele Republikaner auf dem 
MAGA-Flügel (Make America 
Great Again) teilen die Skepsis 
gegenüber der Unabhängigkeit 
der Justiz. Sie erkennen in den 
autokratischen Neigungen Ne-
tanjahus eine Seelenverwandt-
schaft zu den autokratischen 
Tendenzen Donald Trumps. 

Kein Wunder, dass sich die bei-
den Rechtspopulisten bestens 
verstanden hatten.

Biden will öffentlich nicht 
den Eindruck erwecken, die 
USA stellten Bedingungen für 
die Sicherheit Israels. Aber dass 
Erwartungen mit Blick auf die 
Rechtsstaatlichkeit bestehen, 
daran ließ das Weiße Haus kei-
nen Zweifel. Schließlich geht es 
um die Glaubwürdigkeit der 
eigenen Außenpolitik, die in 
der Auseinandersetzung mit 

Von Thomas Spang

Biden spricht
Klartext mit „Bibi“
Die umstrittene Justizreform ist eine Belastungsprobe für 
die Beziehungen Israels und der USA.
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Tunis. „Sehr, sehr gefährlich“ 
sei die Lage in Tunesien, sagt 
der EU-Außenbeauftragte Jo-
sep Borrell: Wenn das nordafri-
kanische Land wegen seiner so-
zialen und wirtschaftlichen 
Probleme kollabiere, würden 
„neue Wellen von Migranten 
nach Europa kommen“. Die EU 
erwägt deshalb neue finanziel-
le Hilfe für die Regierung des 
tunesischen Präsidenten Kais 
Saied und hat Wirtschaftskom-
missar Paolo Gentiloni diese 
Woche nach Tunis geschickt. 
Saied galt der EU bisher als Ga-
rant der Stabilität –  doch jetzt 
ist es der Präsident selbst, der 
Flüchtlinge nach Europa treibt.

Saied hat in den vergange-
nen zwei Jahren Parlament und 
Regierung aufgelöst und eine 
neue Verfassung durchgesetzt, 
die ihm fast unbeschränkte 
Macht sichert. 

Alltag wird  schwieriger
 Der Alltag für die Tunesier wird 
immer schwieriger, auch wegen 
der Folgen der Klimakrise. In-
zwischen sperren die Behörden 
in Tunis und anderen Städten 
nachts die Trinkwasserversor-
gung, weil wegen einer Dürre 
das Wasser knapp wird. EU und 
USA rufen Saied zum Umsteu-
ern auf, doch der Präsident 

stellt sich taub.   Bisher hatte das 
für seine Regierung keine Fol-
gen. Europa unterstützt Saied 
trotz seiner autokratischen 
Politik, denn Tunesien ist zu 
einem Sammelpunkt von 
Flüchtlingen aus afrikanischen 
und asiatischen Staaten gewor-
den. Vor einem Jahr hatte die 
EU der Regierung mit 300 Mil-
lionen Euro unter die Arme ge-

griffen. Jetzt brauche Tunesien 
dringend neue Unterstützung, 
sagt die italienische Minister-
präsidentin Giorgia Meloni: 
Sonst „riskieren wir eine Mig-
rationswelle ungeahnten Aus-
maßes“. 

Die Ankündigung wird be-
reits Realität –  und Saied hat 
daran großen Anteil. Im Febru-
ar hetzte er gegen schwarzafri-

kanische Flüchtlinge, die er zu 
Sündenböcken für die Proble-
me im Land machen wollte. Die 
illegale Einwanderung aus Län-
dern südlich der Sahara sei ein 
bewusster Versuch, die demo-
grafische Struktur Tunesiens 
zu verändern, sagte Saied. 

Seitdem häufen sich Ge-
walttaten gegen Schwarzafri-
kaner im Land. Die Polizei 
nahm bei Razzien hunderte 
Migranten fest, die Behörden 
riefen Arbeitgeber und Vermie-
ter auf, Schwarzafrikanern kei-
ne Jobs und Wohnungen mehr 
zu geben. Die Afrikanische 
Union hielt Saied Rassismus 
vor.

Zu hoher Arbeitslosigkeit, 
Billiglöhnen und Versorgungs-
engpässen, unter denen auch 
die Tunesier leiden, kommt für 
die Schwarzafrikaner jetzt der 
Verfolgungsdruck. Selbst Mig-
ranten, die  nicht an die Flucht 
aus Tunesien nach Europa 
dachten, wenden sich  an 
Schlepperbanden, wie ein 
hochrangiger UN-Vertreter der 
Nachrichtenagentur Reuters 
sagte. 

Das Ergebnis lässt sich an 
der Zahl der Bootsflüchtlinge 
in italienischen Häfen ablesen.  
Allein im Februar registrierte 
das UN-Flüchtlingshilfswerk in 
Italien knapp 9500 neue Boots-
flüchtlinge –  fast zwei Drittel 

von ihnen waren in Tunesien 
losgefahren. Seit Jahresbeginn 
zählte die UNO etwa 27 000 
Neuankömmlinge in den Häfen 
Italiens, fast viermal so viele 
wie in den ersten drei Monaten 
2022.

Auch die Zahl der Todesop-
fer unter den afrikanischen 
Flüchtlingen steigt. Am Wo-
chenende ertranken mindes-
tens 29 Menschen aus schwarz-
afrikanischen Ländern, als ihre 
Boote vor der tunesischen Küs-
te kenterten. Fast 70 Menschen 
werden vermisst.

Hetze treibt Flüchtlinge nach Europa
Nach einer Kampagne des tunesischen Staatsoberhaupts Kais Saied gegen die Schwarzafrikaner in seinem Land steigt die Zahl der 
Ankömmlinge in Italien steil an. Die EU erwägt  daher  neue finanzielle Hilfen.

Migranten halten in Tunis eine Mahnwache ab. Foto: dpa/Hasan Mrad

Minister lobt 
britische Panzer
Kiew. Der ukrainische Verteidi-
gungsminister Olexij Resnikow 
hat  den gerade eingetroffenen 
britischen Kampfpanzer Chal-
lenger 2 gelobt und seinen bal-
digen Kampfeinsatz angekün-
digt. „Fabelhaft, das ist sehr 
gutes Material“, sagte Resni-
kow.  dpa

Bulgarien schließt 
Dutzende Schulen
Sofia. Wenige Tage vor der 
Parlamentswahl in Bulgarien 
an diesem Sonntag sind nach 
Bombenwarnungen Dutzende 
Schulen im ganzen Land  ge-
räumt worden. Die Staatsan-
waltschaft der Hauptstadt lei-
tete am Dienstag  Ermittlungen 
wegen „Verbrechen gegen die 
Republik“ ein. dpa

Mutmaßlich ein 
Attentat verhindert
Athen. Griechische Sicher-
heitskräfte haben am Dienstag 
nach eigenen Angaben zwei 
Männer festgenommen, die in 
der Hauptstadt Athen terroris-
tische Anschläge geplant ha-
ben sollen. Medienberichten 
zufolge handelt es sich um 
zwei Pakistaner.   dpa

 Merkel erhält 
höchsten Orden
Berlin. Alt-Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) soll mit 
der höchstmöglichen Aus-
zeichnung Deutschlands ge-
ehrt werden. Bundespräsident 

Frank-Walter Steinmeier wird 
ihr im April das Großkreuz des 
Verdienstordens der Bundesre-
publik in besonderer Ausfüh-
rung verleihen.  dpa

Angela Merkel Foto: dpa/Fabian Sommer

Karlsruhe. Trotz der neuen 
Wahlrechtsreform der Ampel-
Koalition setzt das Bundesver-
fassungsgericht sein Verfahren 
zur Vorgängerreform aus dem 
Jahr 2020 fort –  gegen den Wil-
len von FDP, Linken und Grü-
nen, die selbst geklagt hatten. 
Die Abgeordneten der damali-
gen Oppositionsfraktionen 
hätten beantragt, das Ruhen 
des Verfahrens anzuordnen, 
teilte das Gericht in Karlsruhe 
mit. Das sei abzulehnen, weil 
an der Fortführung des Verfah-
rens ein öffentliches Interesse 
bestehe. 

CDU/CSU und SPD hatten 
die Änderungen in der vergan-
genen Wahlperiode im Allein-
gang beschlossen. Daraufhin 
hatten FDP, Linke und Grüne 
gemeinsam einen Antrag auf 
abstrakte Normenkontrolle in 
Karlsruhe eingereicht. Hinter-
grund war   die Frage, wie der 
Bundestag verkleinert werden 
kann. Inzwischen hat die Am-
pel  eine eigene Reform auf den 
Weg gebracht, die auch um-
stritten ist. Um den Bundestag 
dauerhaft auf 630 Abgeordnete 
zu schrumpfen, soll die soge-
nannte Grundmandatsklausel 

entfallen.  Gegen die Reform 
laufen vor allem CSU und Linke 
Sturm. Die CSU will  klagen.

Eine Hauptstoßrichtung bei 
einer solchen abstrakten Nor-
menkontrollklage  werde die 
vorgesehene Nichtzuteilung 
von gewonnenen Mandaten 
sein, sagte der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der CDU/
CSU-Abgeordneten, Thorsten 
Frei (CDU, Donaueschingen). 
Dies sei ein Verstoß gegen das 
Demokratieprinzip. Rechtlich 
hochproblematisch sei zudem 
der Wegfall der Grundman-
datsklausel. dpa

Alte Reform im Visier
Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe prüft die Wahlrechtsreform aus 
dem Jahr 2020 –  gegen den Willen der Kläger.

Aus Hotels raus

Britische Maßnahme Tausen-
de Flüchtlinge aus Afghanistan 
sollen einem Bericht zufolge 
zeitnah aus ihren Unterkünften 
in britischen Hotels ausziehen 
müssen. Bis zum Ende des 
Jahres sollen alle knapp 9000 
Afghanen, die seit ihrer Flucht 
im August 2021 in britischen 
Hotels untergekommen sind, 
diese verlassen haben, wie die 
„Times“ am Dienstag berichte-
te.  Die Afghanen sollen eine 
andere Unterbringung angebo-
ten bekommen. Nehmen sie 
diese allerdings nicht schnell 
genug an, könnten sie der Zei-
tung zufolge dem Risiko ausge-
setzt sein, obdachlos zu wer-
den. dpa
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